
Das Neutralitätsgebot: Ein rechtlicher
Maulkorb für die politische Bildung?

Thesen zu einem aktuellen Problem

von Friedhelm Hufen

I. Problemstellung

1. Das Hervortreten radikaler politischer Parteien, die zuneh-
mende gesellschaftliche Polarisierung und wachsender Popu-
lismus stellen neue Anforderungen an Möglichkeiten und
Grenzen staatlicher und staatlich finanzierter politischer Bil-
dungs- und Öffentlichkeitsarbeit.

2. Die entstehenden Probleme sind nicht abstrakt, sondern am
konkreten Einzelfall zu lösen. Leitprinzip ist die Offenheit de-
mokratischer Auseinandersetzung.

Zu unterscheiden sind

� die Öffentlichkeitsarbeit von Ministerien und Regierungs-
mitgliedern

� die Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit von Behörden,
� politische Bildung in Schule und Hochschule
� die öffentliche Unterstützung privater Bildungsarbeit.

II. Verfassungsrechtlicher Rahmen

3. Oberstes verfassungsrechtliches Prinzip ist die demokrati-
sche Offenheit des politischen Diskurses und damit auch der
politischen Bildungsarbeit. Die Meinungsfreiheit und andere
Grundrechte dienen neben der individuellen Freiheit auch
diesem Prinzip. Politische Parteien wirken an der
politischen Willensbildung mit (Art. 21 GG),
haben insofern aber kein Monopol. Ihre
Freiheit und Chancengleichheit sind
der Ausübung von Grundrechten
und der Offenheit des politischen
Prozesses nicht vorgeordnet, son-
dern in diesen eingeordnet.

4. Neutralität ist kein Verfas-
sungsbegriff. Eine angemesse-
ne Lösung der Probleme ergibt
sich nicht aus einem allgemei-
nen „Neutralitätsgebot“, son-
dern aus konkreten Grundrechten
Dritter, Parteienfreiheit und Partei-
engleichheit – insbesondere der
Chancengleichheit bei Wahlen.

III. Die Öffentlichkeitsarbeit von Ministerien
und Regierungsmitgliedern

5. Die Rechtsprechung des BVerfG zum Neutralitätsgebot
und zur Chancengleichheit der Parteien hat sich vor allem an
Äußerungen von Bundes- und Landesministern und -ministe-
rinnen im politischen Meinungskampf entwickelt. Sie wurde
kürzlich aktualisiert und konkretisiert im Urteil vom 9. Juni
2020, in dem es um die Bezeichnung der AfD als „staatszer-
setzend“ durch Bundesminister Seehofer persönlich und auf
der Homepage des Innenministeriums ging.

6. Trotz seiner mehrfachen Erwähnung im Urteil ist nicht das
Neutralitätsgebot, sondern das unmittelbar aus Art. 21 Abs. 1
GG abgeleitete Gebot der Chancengleichheit politischer Par-
teien eigentlicher Prüfungsmaßstab. Geschützt ist die gleich-
berechtigte Teilnahme am politischen Wettbewerb. Maßgeb-
lich ist also die Konkurrenzsituation im politischen Wettbe-
werb und dessen unfaire Beeinflussung durch die Autorität
und die Ressourcen des Ministeramts. Rechtswidrig ist die
parteiergreifende Einwirkung von Staatsorganen auf die poli-
tische Willensbildung innerhalb aber auch außerhalb des ei-
gentlichen Wahlkampfs. Auch die Öffentlichkeitsarbeit der
Regierung muss die Chancengleichheit der Parteien wahren.

7. Nicht verboten und weiterhin möglich ist die ggf. auch
pointierte Meinungsäußerung des Ministers als Privatperson

und auch als (Partei)-Politiker außerhalb amtlicher
Funktion und im politischen Wettbewerb, bei

Parteiveranstaltungen, aber auch in Me-
dien, Talkshows usw. Die Bezeich-

nung der AfD als staatszersetzend
im Interview wurde nicht bean-
standet. Verfassungswidrig war
nur die Veröffentlichung auf der
Homepage. Wie lebensfremd
diese Unterscheidung ist, belegt
der jüngste Fall, in dem das
BVerfG zu entscheiden haben
wird, ob Frau Merkel als Partei-
politikerin oder als Bundeskanz-

lerin auf ihrer Südafrikareise auf
die Regierungsbildung in Thürin-

gen reagiert hat.
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IV. Öffentlichkeitsarbeit staatlicher
und kommunaler Träger

8. Der Staat, die Gemeinden und andere öffentliche Träger kön-
nen sich bei ihrer Öffentlichkeitsarbeit nicht auf Grundrechte be-
rufen, sie sind vielmehr an die Grundrechte Dritter, einschließ-
lich politischer Parteien, gebunden. Anders als politische Partei-
en und Regierungen stehen staatliche und kommunale Behörden
aber nicht im unmittelbaren parteipolitischen Wettbewerb. Maß-
geblich für ihre Öffentlichkeitsarbeit ist daher weniger das Gebot
der Neutralität oder auch der Chancengleichheit, sondern viel-
mehr das Prinzip der Sachlichkeit. Grenzen sind falsche oder un-
zulänglich recherchierte Tatsachenbehauptungen, konkrete Be-
einträchtigung von Wahlchancen und Schmähkritik (scharfe
Angriffe ohne sachlichen Bezugspunkt).

9. Aus beamtenrechtlicher Sicht bedeutet das
Neutralitätsgebot vor allem Gemeinwohl-
orientierung und die unparteiische und ge-
rechte Erfüllung von Aufgaben. Zu be-
achten sind auch innerhalb und au-
ßerhalb des Dienstes Mäßigung und
Zurückhaltung bei politischer Be-
tätigung (§ 33 II BeamtenStG).

10. Die allgemeine Öffentlich-
keitsarbeit des Staates ohne Nen-
nung konkreter Personen und
Organisationen ist kein Grund-
rechtseingriff. Deshalb bedarf es
auch keiner besonderen gesetzli-
chen Eingriffsgrundlage. Zu wahren
ist aber auch hier die Chancengleich-
heit – vor allem im Wahlkampf.

11. Zurückhaltung ist geboten, wenn gezielt und
unter Nennung von Namen negativ auf führende Per-
sönlichkeiten einer Partei oder die Partei als solche eingegangen
wird und damit die Chancen der Partei auf Beteiligung an der
politischen Willensbildung beeinträchtigt werden. Das gilt nicht
nur, aber besonders im Vorfeld von Wahlen. Zu vermeiden sind
auch allgemeinpolitische Stellungnahmen bei Vereinigungen
mit Zwangsmitgliedschaft (z. B. Kammern und Studierenden-
schaften).

12. Das bedeutet aber kein Verbot der Auseinandersetzung
mit bestimmten von einer Partei verfolgten Zielen und vertre-
tenen Positionen. Diese Auffassung – zu Ende gedacht – wür-
de die offene politische Auseinandersetzung mit verfassungs-
rechtlich bedenklichen rassistischen, homophoben, islam-
feindlichen Positionen zum Schweigen bringen, sobald sich
diese unter den Schutzmantel einer – möglicherweise nur aus
Gründen der Opportunität oder der Bedeutungslosigkeit nicht
förmlich verbotenen – politischen Partei begeben.

13. Die öffentliche Warnung vor konkreten Veranstaltungen und
der Aufruf zu Gegendemonstrationen und Gegenveranstaltun-
gen berührt neben der Parteienfreiheit und Parteiengleichheit in

der Regel auch die Versammlungsfreiheit und andere Kommu-
nikationsgrundrechte. Sie sind deshalb als rechtfertigungsbe-
dürftige Grundrechtseingriffe zu bewerten und kommen nur bei
konkreter Gefahr für die öffentliche Sicherheit (einschließlich
erwartbarer Volksverhetzung oder dergleichen) in Frage.

V. Neutralitätsgebot in Schule und Hochschule?

14. Wie jede Bildung und Erziehung kann auch politische Bil-
dungsarbeit unter dem Grundgesetz und den Landesverfassun-
gen niemals „neutral“ sein, richtet sich vielmehr stets auf Werte
und Verfassungsziele wie Demokratie, Rechtsstaat, Sozialstaat,
Menschenwürde und Verbot der Diskriminierung von Men-
schen, Gleichheit aller Menschen, religiöse und weltanschauli-

che Toleranz, Europafreundlichkeit sowie Bewahrung der
natürlichen Lebensgrundlagen der Menschen. Das

bedingt eine prinzipielle Absage an Sexismus,
Rassismus, Homophobie, Islamfeindlich-

keit, Europafeindlichkeit, neuerdings
auch an die Leugnung der Gefähr-

dung natürlicher Lebensgrundla-
gen, und gilt (selbstverständlich)
auch dann, wenn solche Positio-
nen durch eine nicht verbotene
politische Partei vertreten
werden.

15. Als staatliche Einrichtungen
sind die Schulen an die Grund-

rechte von Schülern und Eltern
und an die Gebote von Fairness

und Sachlichkeit gebunden. Das gilt
insbesondere für die Bereiche, in denen

Schulpflicht besteht. Bewährt sich hat sich
der sogenannte „Beutelsbacher Konsens“ von

1976, der die Förderung des selbständigen Urteils,
die Vermeidung einseitiger Indoktrination und die Offenheit
kontroverser Positionen in den Mittelpunkt stellt, aber keines-
wegs die Kritik an politischen Meinungen verbietet, die
gegen die zentralen Werte der Verfassung verstoßen.

16. Die Wissenschaftsfreiheit (Art. 5 Abs. 3 GG) schützt auch
bei staatlicher Finanzierung grundsätzlich jede wissenschaft-
liche Auseinandersetzung in Forschung, Lehre und öffentli-
cher Verbreitung wissenschaftlicher Ergebnisse. Grenzen er-
geben sich nur aus der Verfassungstreue. Sie sind in der Regel
nicht durch staatliche Eingriffe, sondern ausschließlich im
wissenschaftlichen Diskurs zu markieren.

VI. Öffentlich unterstützte Bildungs-
und Öffentlichkeitsarbeit freier Träger

17. Staat und Kommunen haben bei der Unterstützung privater
Initiativen grundsätzlich einen weiten Ermessensspielraum. Öf-
fentliche Mittel müssen nach sachgerechten Kriterien verteilt
werden. Der Gleichheitssatz bedeutet aber nicht, dass ungleiche
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Sachverhalte mit gleichen Ansprüchen versehen werden müs-
sen. Insbesondere kann danach differenziert werden, ob ein An-
tragsteller den Zielen der Förderung entspricht.

Beispiel: Fremden-, islam- oder europafeindliche Initiativen
müssen nicht in Förderprogramme aufgenommen werden,
die der Integration oder der Förderung des europäischen
Gedankens dienen.

18. Die privaten Empfänger staatlicher Subventionen sind
und bleiben Grundrechtsträger, nicht Grundrechtsadressaten.
Ihre Äußerungen werden durch die Finanzierung nicht etwa
zu hoheitlichen Maßnahmen. Einschlägige Grundrechte der
Träger wie Meinungs-, Religions-, Kunstfreiheit usw. schüt-
zen sie vor einer überzogenen staatlichen Einflussnahme. Die
Kontrolle kann insofern nur Rechts- nicht Inhaltskontrolle
sein. Empfänger dürfen nicht zur Einbeziehung von Parteien
und Gruppen in Veranstaltungen und Veröffentlichungen ge-
zwungen werden, die den Zielen der Vereinigung oder der
Veranstaltung widersprechen.

Beispiel: Keine Pflicht zur Einbeziehung einer europafeindli-
chen Partei in „Europafest am Rhein“.

19. Wie die staatliche Öffentlichkeitsarbeit selbst stellt auch
die allgemeine Öffentlichkeits- und Bildungsarbeit staatlich
subventionierter Träger keinen Grundrechtseingriff und kei-
nen Eingriff in die Rechte politischer Parteien dar. Ein Ein-
griff liegt erst vor, wenn sich die Information gezielt gegen
eine bestimmte Gruppe oder Partei richtet. Der Kampf gegen
Rassismus, Homophobie, Islamfeindlichkeit und Europa-
feindlichkeit bleibt aber stets möglich, auch wenn diese Ziele
durch eine nicht verbotene politische Partei vertreten werden.

20a. Erlaubt sind:
� Zutreffende Zitate aus Parteiprogrammen und Aussagen

führender Mitglieder,
� Stärkung von Medienkompetenz, Nachweis von fake

news, Warnung vor „Echokammern“,
� wahrheitsgemäße Berichte über Parteiveranstaltungen und

Auftritten führender Mitglieder,
� Hinweise auf Behördenentscheidungen und Gerichtsurtei-

le – z.B. Verurteilung wegen Volksverhetzung; Erwäh-
nung im Verfassungsschutzbericht (lt. VG Köln nicht aber
Bezeichnung als „Prüffall“),

� sachliche Bewertungen insbesondere über Verfassungs-
konformität und Übereinstimmung bzw. fehlende Über-
einstimmung mit zentralen Grundsätzen der Verfassung
und ethischen Werten.

20b. Ausgeschlossen sind:
� Falsche oder nicht hinreichend recherchierte Tatsachenbe-

hauptungen,
� Eingriffe in die Privatsphäre,
� Schmähkritik,
� gezielte Wahlbeeinflussung,
� Aufrufe zur gezielten Störung von nicht verbotenen De-

monstrationen und anderen Veranstaltungen.

21. Insofern ist die Kontrolle durch den Subventionsgeber nö-
tig und auch rechtlich möglich. Sie ist durch Nebenbestim-
mungen, Widerrufsklauseln und ggf. durch die Leistungskla-
ge von Betroffenen auf Einwirkung abzusichern.

IV. Ausblick

22. Wie in anderen Bereichen dürfen Offenheit und Pluralität
der politischen Auseinandersetzung nicht durch falsch ver-
standene Neutralität, überzogene political correctness und
starre Gleichheitsvorstellungen gefährdet werden. Die Ver-
fassungsgüter der Gleichheit, Toleranz usw. bilden die Gren-
ze aber auch die Legitimation für staatliche und staatlich
geförderte Öffentlichkeitsarbeit.

Glossar: BVerfG: Bundesverfassungsgericht / BeamtenStG: Beam-
tenstatusgesetz / GG: Grundgesetz / VG: Verwaltungsgericht
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